
Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 3. Mai 2012 
(Vorabentscheidungsersuchen des Kammarrätten i 
Stockholm — Migrationsöverdomstolen — Schweden) — 
Migrationsverket/Nurije Kastrati, Valdrina Kastrati, Valdrin 

Kastrati 

(Rechtssache C-620/10) ( 1 ) 

(Dublin-System — Verordnung (EG) Nr. 343/2003 — Ver­
fahren zur Bestimmung des für die Prüfung eines Asylantrags 
zuständigen Mitgliedstaats — Drittstaatsangehörige, die In­
haber eines gültigen Visums sind, das von dem nach dieser 
Verordnung „zuständigen Mitgliedstaat“ ausgestellt wurde — 
Asylantrag, der in einem anderen Mitgliedstaat als dem nach 
der genannten Verordnung zuständigen Staat gestellt wurde 
— Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels in einem an­
deren Mitgliedstaat als dem zuständigen Staat mit anschlie­
ßender Rücknahme des Asylantrags — Rücknahme, bevor der 
zuständige Mitgliedstaat der Aufnahme des Antragstellers zu­
gestimmt hat — Rücknahme, durch die die in der Verordnung 
(EG) Nr. 343/2003 festgelegten Verfahren beendet werden) 

(2012/C 174/14) 

Verfahrenssprache: Schwedisch 

Vorlegendes Gericht 

Kammarrätten i Stockholm — Migrationsöverdomstolen 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Migrationsverket 

Beklagte: Nurije Kastrati, Valdrina Kastrati, Valdrin Kastrati 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Kammarrätten i Stockholm — 
Migrationsöverdomstolen — Auslegung der Art. 5 Abs. 2 und 
16 Abs. 3 und 4 der Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates 
vom 18. Februar 2003 zur Festlegung der Kriterien und Ver­
fahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung 
eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat 
gestellten Asylantrags zuständig ist (ABl. L 50, S. 1) — Voraus­
setzungen für die Anwendung der Verordnung im Fall der 
Rücknahme des Asylantrags — Rücknahme von Asylanträgen, 
die Drittstaatangehörige in einem Mitgliedstaat A im Verfahren 
zur Bestimmung des für die Prüfung eines Asylantrags zustän­
digen Mitgliedstaats gemäß dieser Verordnung und nach der 
Zustimmung eines Mitgliedstaats B zur Übernahme der Antrag­
steller eingereicht hatten — Entscheidung der zuständigen Be­
hörde im Mitgliedstaat A, die Asylanträge zurückzuweisen und 
das Verfahren zur Überstellung der Antragsteller in den Mit­
gliedstaat B ungeachtet der Tatsache einzuleiten, dass die im 
Mitgliedstaat A eingereichten Asylanträge zurückgenommen 
worden waren 

Tenor 

Die Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates vom 18. Februar 
2003 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung 
des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaats­
angehörigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zuständig 
ist, ist dahin auszulegen, dass die Rücknahme eines Asylantrags im 
Sinne ihres Art. 2 Buchst. c, die erfolgt, bevor der für die Prüfung 

dieses Antrags zuständige Mitgliedstaat der Aufnahme des Antragstel­
lers zugestimmt hat, zur Folge hat, dass diese Verordnung nicht mehr 
anzuwenden ist. In einem solchen Fall ist es Sache des Mitgliedstaats, 
in dessen Hoheitsgebiet der Antrag gestellt wurde, die aufgrund dieser 
Rücknahme gebotenen Entscheidungen zu treffen und insbesondere die 
Antragsprüfung einzustellen und in die Akte des Antragstellers eine 
entsprechende Notiz aufzunehmen. 

( 1 ) ABl. C 72 vom 5.3.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 26. April 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Administrativen 
sad — Varna — Bulgarien) — „Balkan and Sea 
Properties“ ADSITS (C-621/10), Provadinvest OOD 
(C-129/11)/Direktor na Direktsia „Obzhalvane I 
upravlenie na izpalnenieto“ — Varna pri Tsentralno 

upravlenie na Natsionalnata agentsia za pri 

(Verbundene Rechtssachen C-621/10 und C-129/11) ( 1 ) 

(Mehrwertsteuer — Richtlinie 2006/112/EG — Art. 73 und 
80 Abs. 1 — Veräußerung von Immobilien zwischen verbun­
denen Unternehmen — Wert des Umsatzes — Nationale 
Rechtsvorschriften, wonach bei Transaktionen zwischen ver­
bundenen Personen der Normalwert des Vorgangs die Steuer­
bemessungsgrundlage für die Zwecke der Mehrwertsteuer 

bildet) 

(2012/C 174/15) 

Verfahrenssprache: Bulgarisch 

Vorlegendes Gericht 

Administrativen sad — Varna 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: „Balkan and Sea Properties“ ADSITS (C-621/10), 
Provadinvest OOD (C-129/11) 

Beklagter: Direktor na Direktsia „Obzhalvane I upravlenie na 
izpalnenieto“ — Varna pri Tsentralno upravlenie na Natsional­
nata agentsia za pri 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Administrativen sad Varna (Bul­
garien) — Auslegung von Art. 80 Abs. 1 Buchst. c der Richt­
linie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347, S. 1) — Ver­
bundene Gesellschaften, die einen Vertrag über den Verkauf von
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